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Sehr geehrte/r      , 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf 

Der Freibetrag und der ermäßigte Steuersatz nach §§ 16, 34 EStG gelten nicht für einen Veräußerungsgewinn 

aus einer im Privatvermögen gehaltenen 100%-igen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft 

Unser 2. Senat hatte sich mit der Qualifikation von Veräußerungsgewinnen auseinanderzusetzen. 

Der 1949 geborene Kläger veräußerte im Jahr 2017 seinen 100%-Anteil an einer GmbH und erklärte den Gewinn als 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 16 EStG. Das beklagte Finanzamt qualifizierte die Einkünfte dagegen als solche aus 
§ 17 EStG. Als Begründung führte es an, dass die Veräußerung einer Beteiligung nur dann nach § 16 EStG zu versteuern 
sei, wenn die gesamte Beteiligung an der Kapitalgesellschaft zum Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen gehöre. Der 
Kläger habe die Anteile aber unstreitig im Privatvermögen gehalten.  

Die zusammen veranlagten Kläger argumentierten dagegen, dass der Wortlaut der §§ 16 und 17 EStG nicht zwischen 
Betriebs- und Privatvermögen differenziere. Auch die von § 16 EStG erfassten Mitunternehmeranteile würden regelmäßig 
im Privatvermögen gehalten. § 17 EStG regele außerdem nur die Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung und nicht 
die einer vollunternehmerischen Beteiligung. Die Anwendung des § 17 EStG führe letztlich zu einer verfassungswidrigen 
Benachteiligung der Kläger gegenüber Veräußerern von Kommanditanteilen, die weitgehende Freistellungen und 
Tarifermäßigungen erhielten. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Klage mit Urteil vom 26.01.2022 abgewiesen. Die Übertragung von im 
Privatvermögen gehaltenen GmbH-Anteilen beurteile sich nach § 17 EStG und nicht nach §§ 16, 34 EStG. Soweit § 16 
EStG eine das gesamte Nennkapital umfassende Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft als "Teilbetrieb" erfasse, setze 
dies allein schon begrifflich einen darüber hinausgehenden weiteren (Teil)Betrieb voraus.  

Der 2. Senat erkannte auch mit Blick auf den in § 16 EStG normierten höheren Freibetrag keinen Verstoß gegen das 
Gleichbehandlungsgebot. Die frühere Gleichbehandlung von Veräußerungsgewinnen nach § 16 EStG und solchen gemäß 
§ 17 EStG sei schon durch Absenkung der Beteiligungsgrenze in § 17 EStG auf 1 % des Nennkapitals und dem 
Systemwechsel zum Teileinkünfteverfahren aufgehoben worden. Die Besteuerungssysteme von (Mit)Unternehmern 
einerseits und Kapitalgesellschaften und deren Anteilseignern andererseits seien wesensverschiedene Sachverhalte, die 
einer sachgerechten Differenzierung zugänglich seien.  

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die Kläger haben gegen das Urteil, in dem das Gericht keine Revision zugelassen 
hatte, eine Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die unter dem Az. IX B 18/22 beim Bundesfinanzhof anhängig ist. 

Die Entscheidung im Volltext: 2 K 2668/19 E 

Eine Einlage in die Kapitalrücklage mit anschließender Tilgung von Verbindlichkeiten gegenüber einer 
Alleingesellschafterin anstelle eines Forderungsverzichts durch die Alleingesellschafterin kann einen 

Gestaltungsmissbrauch darstellen 

Unser 7. Senat hatte über die Frage eines steuerlichen Gestaltungsmissbrauchs zu entscheiden. 

Klägerin des Verfahrens war eine Kapitalgesellschaft, die Verbindlichkeiten gegenüber ihrer Muttergesellschaft hatte (teils 
aus Darlehen, teils aus einem Verrechnungskonto aus einem konzerninternen Intercompany Accounting System). Im Jahr 
2011 leistete die Muttergesellschaft über das konzerninterne Intercompany Accounting System eine Einlage in die 
Kapitalrücklage der Klägerin. Taggleich wurden die Verbindlichkeiten der Klägerin gegenüber der Muttergesellschaft in 
Höhe der Einzahlung in die Kapitalrücklage ausgebucht. 

Das beklagte Finanzamt vertrat die Ansicht, dass die getätigten Buchungen wirtschaftlich wie ein 
Forderungsverzicht  anzusehen seien. Es liege eine Umgehung in Form eines steuerlichen Gestaltungsmissbrauchs nach 
§ 42 Abs. 2 AO vor. Das Finanzamt behandelte daher die getätigte Einlage - abzüglich eines Teils der Forderung, den das 
Finanzamt als werthaltig ansah - als Ertrag. 

Die Klägerin trug dagegen u.a. vor, dass die Ersetzung von Fremdkapital durch Eigenkapital durch die Finanzierungsfreiheit 
des Gesellschafters gedeckt sei. Dabei sei nicht entscheidend, dass aufgrund der konzerninternen Buchungen keine 
tatsächlichen Zahlungsflüsse stattgefunden hätten.  

Der 7. Senat sah dagegen in seinem Urteil vom 22.12.2021 aufgrund der besonderen Umstände des Falls die 
Voraussetzungen eines Missbrauchs von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten nach § 42 AO als erfüllt an. Die 
angemessene Gestaltung für das laut der Klägerin angestrebte Ziel einer Befreiung von ihrer Überschuldung wäre ein 
Forderungsverzicht gewesen. Denn gegenüber fremden Gläubigern hätten nur unwesentliche Verbindlichkeiten 
bestanden. Die lediglich buchhalterisch vollzogene Einlage und anschließende Tilgung der Verbindlichkeiten habe lediglich 
der Vermeidung der steuerlichen Folgen eines Verzichts auf die unstreitig im Wesentlichen nicht werthaltigen Forderungen 
gedient. Außersteuerliche Gründe für die Gestaltung seien nicht erkennbar. Insbesondere sei das Ziel einer Verbesserung 
des Bilanzbildes der Klägerin nicht überzeugend, da die Klägerin im Jahr 2010 letztmalig aktiv am Wirtschaftsleben 
teilgenommen habe und sich seitdem in Abwicklung befinde. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die vom Gericht zugelassene Revision ist beim BFH unter dem Az. I R 11/22 
anhängig. 

Die Entscheidung im Volltext: 7 K 101/18 K,G,F 

 

 Weitere aktuelle Entscheidungen im Überblick 

Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer 

Keine verfassungsrechtlichen Bedenken hinsichtlich der Anwendung des Regelzinssatzes i. H. v. 5,5 % gemäß § 
15 Abs. 1 BewG zur Ermittlung des Jahreswertes eines Nutzungsvorteils aus einem zinslosen Darlehn 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 272/21 Erb  

Gewerbesteuerzerlegung 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/2_K_2668_19_E_Urteil_20220126.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/7_K_101_18_K_G_F_Urteil_20211222.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/4_K_272_21_Erb_Urteil_20220126.html


Zur Frage, wann eine einheitliche, mehrgemeindliche Betriebsstätte vorliegt 

Die Entscheidung im Volltext: 3 K 3280/17 G  

Kapitalertragsteuer 

Kein Anspruch einer Drittstaatengesellschaft auf Erstattung von Kapitalertragsteuer auf Dividenden bei 
Vorrangigkeit der Niederlassungsfreiheit gegenüber der Kapitalverkehrsfreiheit 

Die Entscheidung im Volltext: 7 K 1424/18 KE  

Zuckerabgabe 

Zur Rechtmäßigkeit eines gesonderten Feststellungsbescheides für zusätzliche Zuckererzeugungsmengen 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1601/20 MOG 

Zur Rechtmäßigkeit eines C-Zuckerabgabenbescheides 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1852/20 MOG 

Finanzgericht Düsseldorf unterstützt Moot Court-Team der Heinrich-Heine-Universität 

Wie schon in den letzten Jahren half das Finanzgericht Düsseldorf einem Team der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 
bei der Vorbereitung auf die Endrunde der "International and European Tax Moot Court Competition" in Leuven/Belgien. 

Zu diesem Zweck begrüßte der Präsident des Finanzgerichts Düsseldorf, Dr. Klaus Wagner, Studierende der Universität 
Düsseldorf im Sitzungssaal des Finanzgerichts Düsseldorf. Die Studierenden konnten sich dort in einer Probeverhandlung 
vor dem Wettbewerb auf den Ernstfall vorbereiten. Geleitet wurde die Probeverhandlung von unserem Kollegen Dr. 
Hendrik Dickhöfer, unterstützt wurde er von unseren Kollegen Daniel Drissen und Dr. Sven Härtwig. 

 

Quelle: Justiz NRW 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2020/3_K_3280_17_G_Urteil_20200619.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/7_K_1424_18_KE_Urteil_20220302.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/4_K_1601_20_MOG_Urteil_20220126.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2022/4_K_1852_20_MOG_Urteil_20220126.html


In einem fiktiven Streitfall aus dem internationalen Steuerrecht stritten die Studierenden (Bild unten) über die Besteuerung 
von Profisportlern. Dabei wurde die gesamte Verhandlung in englischer Sprache geführt. Die Studierenden versuchten, 
die Richter von ihren Rechtsstandpunkten zu überzeugen und mussten dabei auch kritischen Fragen des Gerichts 
standhalten. Wir hoffen, die rund zweistündige Verhandlung war eine wertvolle Unterstützung für den offiziellen 
Wettbewerb. 

 

Quelle: Heinrich-Heine-Universität 

 

Wir wünschen allen unseren Leserinnen und Lesern ein frohes und gesundes Osterfest!  

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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